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Im klimapolitischen Diskurs spielen ‚Kipppunkten‘ eine zentrale Rolle. Der Begriff bezeichnet 
Situationen, in denen Rückkopplungseffekte oder in den bisherigen Modellen nicht berücksichtigte 
Faktoren eine Zuspitzung der Klimaerwärmung bewirken könnten. Ebenso meint er Situationen, 
nach deren Eintreten die Entwicklung als entglitten anzusehen ist und ein katastrophischer Verlauf 
auch bei Mobilisierung aller technologischen, politischen und ökonomischen Ressourcen nicht 
mehr aufzuhalten sein wird. Auch die kritische Gesellschaftstheorie kennt solche Kipppunkte: 
Situationen des ‚Umschlagens‘, an denen sich negative Dynamiken Bahn brechen. Im Kontext des 
Klimawandels könnten Migrant_innen und Flüchtende in das Zentrum einer solchen negativen 
Dynamik rücken, mit gravierenden Folgen sowohl für ihr eigenes Leben als auch für die Geltung 
humanistischer Prinzipien während der beginnenden Kaskade klimabedingter Transformationen und
Katastrophen.

Die Rede ist von denjenigen, die in großer Zahl zu Flucht und Migration gezwungen sein werden, 
ohne aufnahmebereite Regionen zu finden und ohne völkerrechtlichen Schutz einfordern zu können.
Sie werden in einer Lebenssituation gefangen sein, die im Englischen als to be in limbo bezeichnet 
wird. Der Term leitet sich vom lateinischen Limbus ab und bezeichnet in seiner ursprünglich theolo-
gischen Bedeutung einen Randbereich der Hölle, in dem die Seelen solcher Menschen verbleiben, 
die ohne Schuld (Sünde) vom Heil ausgeschlossen sind (z.B. ungetauft gestorbene Kinder). Im 
übertragenen Sinne bezeichnet die Existenz im Limbus, die limbische Existenz, einen Zustand des 
verstetigten Dazwischenseins im Kontext der Migration und des Exils. Der Klimawandel wird mit 
Blick auf Flucht und Migration erstens bedeuten, dass eine sehr viel größere Zahl von Menschen 
gezwungen sein werden, ihre Heimat dauerhaft zu verlassen; zweitens, dass ihre Migration häufig 
irreversibel ist; drittens, dass sich der Limbus gegenüber heute stark ausweiten wird; und viertens, 
dass in der Kombination dieser drei Entwicklungstendenzen die Bereitschaft zunehmen wird, die 
betroffenen Menschen als überschüssig zu definieren, denn ‚wir können ja nicht alle aufnehmen‘. 
Wenn wir über Zukunft unter den Bedingungen des fortgeschrittenen Klimawandels reden, müssen 
wir die Möglichkeit solcher negativer Dynamiken als einen weiteren Kipppunkt der Klimaerwär-
mung in die analytische und politische Arbeit einbeziehen. 

Der vorliegende Text ist der Versuch, vor diesem Hintergrund einige heutige Entwicklungen zu re-
kapitulieren. Er bezieht sich auf neuere Ansätze (gesellschafts-)kritischer Migrationsforschung und 
reagiert auf die manchmal nur vagen Verweise auf Flucht und Migration in der Klimadiskussion, 
die durchaus fragwürdig sein können, wenn etwa die Zunahme von Flüchtenden (und die Angst vor 
einer ‚Flüchtlingskrise‘ ungekannten Ausmaßes) als Argument genutzt wird, um klimapolitische 
Forderungen zu legitimieren oder ihr im politischen Mainstream Nachdruck zu verleihen.  



Die europäische Grenze und die prekären Zonen des Klimawandels 
überschneiden sich

Die europäische Grenze wurde in den vergangenen drei Jahrzehnten zu einem weit ausgreifenden 
Gebilde verräumlicht, das natürliche Bewegungshindernisse wie das Mittelmeer und die Sahara ein-
bezieht und Drittstaaten wie die Türkei oder die subsaharischen Länder dazu anhält, Migrant_innen 
ihrerseits an der Weiterreise nach Europa zu hindern. Die Verschließung des Zugangs für Flüchten-
de in die EU wird in kritischer Absicht seit den 1990er Jahren mit dem Schlagwort der ‚Festung 
Europa‘ bezeichnet. Die frühneuzeitliche Festungsarchitektur kennt den Begriff des Glacis, der das 
von Sicht- und Operationshindernissen freigehaltene Vorfeld der eigentlichen Festung bezeichnet. 
Auch die ‚Festung Europa‘ besitzt ein solches Glacis. Es stellt einen mehrfach gestaffelten und 
regional ausdifferenzierten Grenz-Raum dar, der weit größer ist als die EU selbst und sich mit den 
Territorien von einem Dutzend anderer Staaten überlagert, ja mehr noch, diese Staaten vollständig 
in das Glacis einbindet. 

Insbesondere im äußeren Gürtel der ‚Türsteherstaaten‘ südlich der Sahara (also im Staatengürtel 
von Senegal über Mali, Burkina Faso, Niger, Tschad und Sudan bis Äthiopien) ragt Europa damit 
weit in ehemalige Kolonialgebiete hinein und bildet dort Formen indirekter Herrschaft aus, die 
allerdings nicht zwingend auch funktionieren. Mit Libyen befindet sich im Zentrum des saharischen
Grenz-Raumes ein failed state, sodass dort nicht (oder nur nominell) staatliche Institutionen 
europäische Grenzschutzaufgaben wahrnehmen, sondern Milizen und kriminelle Organisationen zu 
politischen Geschäftspartner_innen Europas werden und/oder ihr eigenes Geschäft entwickeln. Ob 
in den kommenden Jahrzehnten also eher staatlich verfasste und damit zumindest rudimentär kon-
trollierbare oder aber nichtstaatliche Akteure diese Grenzfunktion erfüllen werden, ob wir es wie 
heute mit einem hybriden Gebilde zu tun haben werden, ob digitale Techniken eine sich in Teilen 
autonom kontrollierende Grenze ermöglichen werden oder ob es zu einem Zerfall des Grenzraumes 
zumindest in seiner Großräumlichkeit kommen wird, bleibt damit offen. 

Notwendiger Bestandteil dieser Grenze sind Zwischen- und Auffanglager, zu denen sowohl offiziel-
le Lager (wie die sogenannten Hotspots und Haftlager auf den griechischen Ägäis-Inseln) als auch 
inoffizielle, von Migrant_innen selbst errichtete Camps an schwer passierbaren Grenzabschnitten 
gehören. Auch die vielzitierten Lager und Gefängnisse staatlicher und nichtstaatlicher Akteure in 
Libyen und anderen Drittstaaten sind Teil der Lagergeographie. Schließlich setzt sie sich in den be-
rüchtigten Haft- und Folterstätten fort, in denen Migrant_innen inhaftiert, zur Zwangsarbeit oder 
sexuell ausgebeutet, als Sklav_innen verkauft, zur Erpressung von Angehörigen gefoltert, zur Ab-
schreckung getötet werden oder an Mangelernährung und Unterversorgung sterben – Orte, an denen
die Grenzen zwischen staatlichen und semistaatlichen Einrichtungen, Milizen, Schleusergewerbe, 
Mafia usw. verschwimmen und hybride Mischformen solcher Strukturen bestehen können. Letzte-
res gilt auch für die Transformation von Milizen in die sogenannte libysche Küstenwache sowie der 
sudanesischen Janwajeed-Miliz zur Rapid Support Force. Diese war im Kontext des Darfur-Kon-
flikts für massive Kriegsverbrechen und Völkermord verantwortlich gewesen, übernimmt als mo-
dern ausgestattete Truppe heute Aufgaben der Grenzüberwachung und konnte ihre innenpolitische 
Macht nach dem Sturz des Bashir-Regimes sogar noch ausbauen.

Die externalisierte Grenze gewährleistet dabei ein Aufhalten und Entmutigen von Migrant_innen 
bereits vor dem Erreichen des Territoriums, auf dem überhaupt ein Zugang zu den Aufnahmever-
fahren besteht. Was die Grenze also auch unterbindet, ist der Zugang zu Recht, und was sie auf 



diese Weise produziert, ist das Leben im Limbus. Humanitäre Maßnahmen zur Lebensrettung und 
Grundversorgung der Betroffenen heben diesen Mechanismus nicht auf, denn auch ein nach huma-
nitären Standards eingerichtetes Flüchtlingslager reproduziert den Zustand des verstetigten Dazwi-
schenseins, der weder Heimat noch Ankommen ist und sich mangels aufnahmebereiter Staaten für 
die betroffenen Menschen über ganze Lebensphasen bis hin zu gesamten Lebenszeiten erstrecken 
kann. Lager wie etwa Dadaab in Kenia konnten über meherere Jahrzehnte zu Großstädten (mit in 
diesem Fall bis zu einer Viertelmillion Bewohner_innen) anwachsen, deren Nichtexistenz auf offizi-
ellen Landkarten ihren rechtlichen Schwebezustand sehr gut wiederspiegelt. Innereuropäisch gelten-
de Normen und Normalitäten sind in der Grenze und in ihren Lagern insofern partiell oder vollstän-
dig suspendiert, sodass sich das Leben on the move in einem Raum des nicht oder allenfalls frag-
mentarisch geltenden (Menschen-) Rechts abspielt, während umgekehrt der Handlungsspielraum 
der Exekutiven tendenziell erweitert und enthemmt wird. Nach europäischen Maßstäben illegales 
und inhumanes Handeln wie etwa das unter Umständen tödliche Aussetzen in der Wüste durch ma-
rokkanische und algerische Polizeibehörden stellt insofern keine Fehlentwicklung innerhalb des 
europäischen Grenzregimes dar, sondern ist auf indirekte Weise dessen integraler Bestandteil.

Wesentlich in unserem Kontext ist, dass der äußere Kreis des europäischen Grenzraums eine der 
voraussichtlich am stärksten vom Klimawandel betroffenen Weltregionen ist. Die extermalisierte 
Grenze Europas fällt also mit einer Zone klimabedingter Krisen zusammen. So gilt der Sudan 
inzwischen als eines der ersten Länder, in dem gewaltsam ausgetragene Konflikte durch den Klima-
wandel mitausgelöst und verstärkt worden sind, und zwar sowohl im Fall des Darfur-Krieges als 
auch des Sezessionskriegs mit dem heutigen Südsudan. Gleichzeitig wurde der Sudan im Rahmen 
des sogenannten Khartoum-Prozesses zu einem Schlüsselpartner Europas bei der Bekämpfung der 
Migration aus den ostafrikanischen Staaten Eritrea, Äthiopien und Somalia – eine Rolle, die Libyen 
vor dem Staatszerfall in ähnlicher Weise wahrgenommen hatte. Hinzu kommt, dass auch andere 
Teile Afrikas inzwischen stark von klimatisch bedingten Katastrophen betroffen sind. Mit den ver-
heerenden Auswirkungen eines durch die Erwärmung des Indischen Ozeans entstandenen Zyklons 
in Mosambik und dem Ausbleiben der Trockenzeiten im äquatorialen Ostafrika markiert das Jahr 
2019 in dieser Hinsicht eine historische Zäsur.

Entscheidend ist dabei, dass die europäische Grenze weniger eine situative Reaktion auf punktuelle 
Problemlagen darstellt, sondern eher eine auf Dauer angelegtes und mit großem organisatorischem, 
personellem, technologischem, symbolpolitischem und finanziellem Aufwand eingerichtete Institu-
tion bildet. Sie ist darauf angelegt, weit in das 21. Jahrhundert hinein Bestand zu haben und insbes-
ondere dann – und zwar vermutlich in radikalisierter Form – wirksam zu sein, wenn die Folgen der 
Klimaerwärmung existenzieller und krisenhafter sichtbar sein werden als heute. Stillschweigend 
bildet sie dabei eine Form kolonialer Beherrschung aus. Was aber, wenn die subsaharische Grenze 
Europas durch den gerade dort wirksamen Klimawandel diese Funktion nicht erfüllen kann und 
anstelle der erwarteten Stabilisierung eine für Europa destabilisierende Entwicklung nehmen sollte?
Wie weit würde Europa in diesem Fall gehen und welche Grenzen würde es stattdessen ausbilden?

Die Art und Weise, wie die Grenze eingerichtet, verwaltet, durchgesetzt, legitimiert und überhöht, 
aber auch wie sie erlebt, durchquert, erlitten, bekämpft und unterlaufen wird, muss daher mitge-
dacht werden, wenn wir über Migration in der Epoche des Klimawandels, d.h. wenn wie über den 
Klimawandel in seiner Komplexität, sprechen. Wir können es auch so sagen: Es geht um die Kritik 
einer politischen und moralischen Ökonomie, die sich nicht nur auf das Überleben im Prozess fort-



schreitender Klimaerwärmung, sondern ebenso auf die Ausschließung der davon am stärksten be-
troffenen Bevölkerungen vorbereitet. Die externalisierte Grenze ist hierfür unverzichtbar. 

Green Deal und Identitätspolitik 
verbinden sich zum Konzept einer Grünen Festung Europa

Beängstigend ist in diesem Zusammenhang, dass dieser Grenze im politischen Raum eine Schlüs-
selfunktion für den Fortbestand sozialer, kultureller und politischer Stabilität innerhalb der EU zu-
gesprochen wird. Die Vorstellung einer nicht auf diese Weise kontrollierten, selektierten und be-
grenzten Migration gerät zum Szenario einer ungehinderten Invasion, die den sozialen Frieden in 
Europa ebenso gefährde wie die liberale Demokratie, da die Zunahme der Migration quasi automa-
tisch in einen Machtgewinn der extremen Rechten münde. 

Ein Beispiel für diese Essentialisierung der Grenze ist die Konzeption der neuen EU-Kommission 
unter der Leitung von Ursula von der Leyen. Eines der drei zentralen Projekte für die Jahre 2020 bis
2024 lautet nunmehr „Protecting our European Way of Life“1 und ist in Form eines Vize-Kommis-
sionspräsidenten mit identischer Amtsbezeichnung institutionalisiert. Dies gleicht einer Art europä-
ischem Heimatministerium, dem u.a. die strategische Weiterentwicklung von Migrationspolitik, 
Asylwesen und Außengrenzschutz zugeordnet sind. Migration vorrangig im Kontext von Sicherheit 
und Grenzschutz zu verhandeln, ist in der EU-Geschichte nicht neu, wurde jedoch bisher noch nie 
auf so hoher politischer Ebene als Verteidigung einer europäischen Identität auffasst, die per defini-
tionem exklusiv und limitiert ist. Dies bedeutet nicht, dass die Identität zwingend als ethnisch-kultu-
rell homogen etwa im Sinne einer ‚christlich-abendländischen Leitkultur‘ begriffen würde. Sie kann
durchaus vielfältig und entwicklungsoffen gedacht sein. Ihre Limitierung bezieht sich vielmehr auf 
das Außenverhältnis: Das arabische Kulturerbe in Spanien wäre Teil der ‚europäischen Identität‘, 
arabische Migrant_innen hingegen nicht. Das Identitätskonzept weist der Grenze in jedem Fall eine 
überhistorische Mission zu: Sie wird als Grundvoraussetzung für Europa schlechthin imaginiert. 

Identitätspolitische Aufladungen dieser Art aber machen die Migrations- und Grenzpolitik tenden-
ziell unhinterfragbar; sie engen das Nachdenken über Migration massiv ein und ordnen das Behar-
ren auf offene Grenzen und freie Mobilität einem Bereich außerhalb des scheinbar Realistischen, 
Vernünftigen und Verantwortbaren zu. In der Phase zwischen der Entkolonialisierung und dem Aus-
bau der EU-Außengrenze aber war eine zwar nicht unkontrollierte, aber vergleichsweise ungehin-
derte Reise zwischen ehemaligen Kolonien und ehemaligen Kolonialmächten wie Frankreich, 
Großbritannien und den Niederlanden aber sehr wohl möglich gewesen, und zwar zu einer Zeit, als 
die Vorläufer der Europäischen Union bereits bestanden. Die scheinbar utopische, naive oder radi-
kale Idee einer relativ offenen Grenze war also normal gewesen und kann es mithin auch wieder 
werden. 

Als abschirmende und identitässtiftende Institution bildet die Grenze in der Konzeption von der 
Leyens die Voraussetzung und der Rahmen eines ‚grünen‘ Kapitalismus im Inneren Europas. Dem 

1 Von der Leyen, Ursula: A Union that strives for more. My agenda für Europe. Political guidelines for the next Euro-
pean Commission 2019-2024, o.O. 2019, URL: https://ec.europa.eu/commission/sites/beta-political/files/political-
guidelines-next-commission_en.pdf [16.11.2019], S. 14ff. – Die Formulierung ist in offiziellen Dokumenten mit 
„Schützen, was Europa ausmacht“ oder „Schutz der europäischen Lebensweise“ übersetzt. Allerdings ist die ur-
sprüngliche englische Formulierung stärker am Sprachgebrauch der Neuen Rechten orientiert.



European Way of Life steht als zweites großes Projekt (das dritte ist die Digitalisierung) ein Green 
Deal gegenüber: 

„Ich möchte, dass der Grüne Deal Europas Markenzeichen wird. Er ist Ausdruck unseres 
Willens, der erste klimaneutrale Kontinent der Welt zu werden. Dahinter steht auch ein lang-
fristiges wirtschaftliches Interesse: Wer zuerst und am schnellsten handelt, wird am ehesten 
von den Möglichkeiten des ökologischen Wandels profitieren“.2 

Genau dieser Nexus macht es so wichtig, sich aus klimapolitischer Perspektive auch mit dem Lim-
bus als dem unausgesprochenen Anderen eines solchen ‚Green Deal‘ zu befassen. Denn dieser wird 
hier mit der Verheißung einer Rettung, nämlich ‚klimaneutraler Kontinent‘ zu sein, gekoppelt, die 
zugleich die Verheißung einer Suprematie (‚erster‘ Kontinent) und eines Profits ist. Die Bekämp-
fung der ‚illegalen Migration‘ erscheint hierbei als notwendige Bedingung für die Stabilisierung 
eines gesellschaftlichen Konsensus, da den Einzelnen und den sozialen Milieus durch Klimawandel 
und Digitalisierung massive Anpassungsleistungen abverlangt würden. Eine solche Verknüpfung 
zwischen Identitäts- und Klimapolitik, zwischen der Grenze und einer klimaneutralen Modernisie-
rung des Kapitalismus, könnte zum zentralen politischen Projekt einer grün-schwarzen Koalition in 
Deutschland und anderen liberalen europäischen Staaten werden: eine Grüne Festung Europa. An 
diesem Projekt zu partizipieren, wäre ein Angebot sowohl an rechte (kulturalistische, identitäre) wie
auch an linke (sozialstaatliche, ökologische) Parteien, Milieus und Bewegungen, das manche ihrer 
jeweiligen Protagonst_innen kaum werden ablehnen können. Die Grenze könnte dann zur Bruch-
linie innerhalb der zivilgesellschaftlichen Klimabewegung werden.

Der Limbus weitet sich aus

Auch die Migration selbst verändert sich. Einem im politischen und medialen Diskurs gängigen 
Denkmuster zufolge, das die Realität freilich schon jetzt nur unvollständig beschreibt, ist Flucht die 
Reaktion auf eine singuläre Situation, welche eine räumlich-zeitlich eingrenzbare Migrationsbewe-
gung auslöst, die zu einem künftigen Zeitpunkt vergangen sein und dann eine Rückführung zumin-
dest eines Teils der Geflüchteten in eine gleichsam wiederhergestellte Normalität zulassen werde. 
Der vielzitierte Satz „Wir schaffen das“ der deutschen Kanzlerin Angela Merkel speiste sich aus der
Gewissheit, über ein solches Instrumentarium zu verfügen und mit seiner Hilfe die damals akute 
Flucht vor dem Syrien-Krieg und anderen Konflikten innenpolitisch ‚bewältigen‘ zu können. Die 
Flucht auslösende Situation ist in dieser Vorstellung prinzipiell reversibel. Dies ist mit Blick auf den
Klimawandel von fundamentaler Bedeutung, denn die durch ihn bewirkte Migration ist eine Migra-
tion aufgrund und im Rahmen eines sukzessive fortschreitenden und über lange Zeiträume wirksa-
men, also kontinuierlichen Prozesses, dessen Irreversibilität in vielen Fällen keine Rückkehr in den 
status quo ante, in den Zustand vor der Migration, mehr zulassen wird. 

Die europäische Migrations- und Asylpolitik basiert auf Vorstellungen und Verfahren, die zwischen 
legitimen/legalen und illegitimen/illegalen Gründen und Formen der Flucht/Migration unterschei-
den und auf dieser Basis regulieren, welche Personen ein Bleiberecht erhalten, welchen ein Bleibe-
recht verweigert wird und wie mit denjenigen verfahren werden soll, deren Aufenthalt zwar uner-
wünscht oder unerlaubt ist, ohne dass sie jedoch abgeschoben werden können, die also trotzdem da 

2  In: Kommission von der Leyen: Eine Union, die mehr erreichen will, Presseerklärung der Vertretung der Europäi-
schen Kommission in Deutschland, Fassung v. 18.11.2019, URL: https://ec.europa.eu/germany/news/20190910-
team-struktur-von-der-leyen-kommission_de [18.11.2019].



sind. Dieses lediglich ‚geduldete‘ oder gänzlich ‚illegale‘ Dasein findet nicht selten über Jahre oder 
ganze Lebensphasen hinweg in einem hochgradig prekären und ungewissen Zustand des Dazwi-
schenseins, also im Limbus, statt. Dieser kennzeichnet daher nicht allein die Lebenssituation im 
Grenzraum, sondern setzt sich in das Innere Europas fort, durchzieht die europäische Gesellschaft 
und ist hier omnipräsent, jedoch nicht unbedingt auch sichtbar.

Durch einen fortschreitend katastrophischen Verlauf der Klimaerwärmung wird Migration daher 
nicht nur quantitativ zunehmen (was nicht zwangsläufig bedeutet, dass ‚sie‘ ‚alle‘ ‚zu uns‘ kommen
werden oder wollen), sondern sich viel stärker als heute von eingrenzbaren Ereignissen und lösba-
ren Problemlagen entkoppeln. Als irreversibler Prozess wird sie zugleich selbst zu einem Erschei-
nungsbild des Klimawandels. Klimawandel und Migration werden in einem komplexen, ambivalen-
ten und unauflösbaren Zusammenhang miteinander verbunden sein. Wie viele Menschen heute und 
in Zukunft als Klimaflüchtlinge unterwegs sind oder sein werden, ist dabei schwer prognostizierbar.
Schätzungen und Szenarien gehen weit auseinander und schwanken zwischen mehreren zehn und 
mehreren hundert Millionen Menschen. Ebenso schwer scheint eine Prognose zu sein, ob und zu 
welchem Anteil sie als Binnenflüchtlinge in ihrem Staat bleiben, in die Nachbarstaaten ausweichen 
oder eine interkontinentale Reise antreten werden. Hinzu kommt, dass sich Klimaflucht nur vage 
von anderen Auslösern und Motiven einer Migration abgrenzen lässt, etwa wenn der unmittelbare 
Auslöser eine durch klimatische Veränderungen verstärkte Gewaltsituation ist, in der jedoch stets 
auch andere Motive (ideologische, ökonomische, machtpolitische, rassistische usw.) virulent sind. 
So einfach es auf der einen Seite ist, die verheerenden Folgen eines Zyklons in Mozambique als 
Effekt des Klimawandels auszumachen, so schwer ist es auf der anderen Seite, beispielsweise den 
Anteil klimatischer Effekte am Genozid in Darfur, der Destabilisierung der Sahel-Staaten, dem 
Syrienkrieg oder dem Aufstieg des Islamischen Staates zu bestimmen. Es ist sehr wahrscheinlich, 
dass sich der Klimawandel in einer Ausweitung genau solcher komplexer und ambivalenter Ge-
mengelagen äußern wird, sodass die Grenzen zwischen den Gründen und Anlässen für Migration 
unscharf bleiben werden.

‚Klimaflüchtling‘ ist bislang keine im internationalen Recht fixierte Kategorie. Dies bedeutet, dass 
nicht nur eine große, wenn auch schwer zu beziffernde Zahl von Menschen betroffen sein wird, son-
dern auch, dass gerade sie nicht explizit unter dem Schutz der Genfer Flüchtlingskonvention und 
des europäischen Flüchtlingsrechts steht. Momentan sind Bemühungen vor allem auf der Ebene der 
Vereinten Nationen zu beobachten, die auf die Schaffung eines rechtlichen Rahmens für Umwelt- 
und Klimaflüchtlinge zielen, doch ist offen, ob dies gelingt und wie weit es tatsächlich trägt. Ohne 
einen rechtlichen Schutz werden Klimaflüchtlinge über lange Zeiträume, vielleicht ihr ganzes 
Leben lang, vielleicht über Generationen hinweg, in einem rechtlichen Limbus verbleiben und 
durch ihn geformt werden, denn das Fehlen eines rechtlichen Status schlägt hier unmittelbar und 
brutal auf die physischen und psychische Ebene jeder/s Einzelnen durch. Doch kann, wie oben am 
Beispiel Dadaab angedeutet, auch innerhalb eines humanitären und rechtlichen Rahmens eine sehr 
ähnliche Situation für eine sehr große Anzahl von Menschen entstehen und verfestigt werden. 

Hinzu kommt die Erwartung, dass es in den kommenden Jahrzehnten auch losgelöst vom Klima-
wandel eine Migration großen Ausmaßes aus dem subsaharischen Afrika nach Europa geben werde.
Entsprechende Prognosen sehen die Ursache darin in einer starken Bevölkerungszunahme in Nige-
ria und anderen Staaten und einem damit einhergehenden Überschuss junger Menschen, denen die 
einheimischen Volkswirtschaften keine Chance mehr böten, während sie andererseits über die erfor-
derlichen Mittel und die Motivation zur Migration verfügten. Dieser Diskurs, der mit der Veröffent-



lichung des Buches Nach Europa! von Stephen Smith weit in die politische Mitte und linksliberale 
Milieus vordrang, rekurriert nicht nur auf bevölkerungspolitische Sichtweisen, die bestimmte Men-
schen zu ‚Überbevölkerungen‘, sprich zu überschüssigen und überflüssigen Bevölkerungen, grup-
pieren, deren Existenz per definitonem zur Disposition steht. Er geht zugleich einher mit dem 
Szenario einer, so Smith, um die Jahrhundertmitte zu einem Viertel bis einem Drittel schwarzen 
Bevölkerung Europas, einem afrikanischen Scramble for Europe, wie der Titel der englischen 
Ausgabe seines Buches in Anspielung an den historischen Scramble for Afrika, den Wettlauf der 
europäischen Mächte um die koloniale Inbesitznahme Afrikas in der zweiten Hälfte des 19. Jahr-
hunderts, lautet.3 Befürchtungen hinsichtlich der Klimamigration können sich daher leicht mit der 
Angst vor dem verbinden, was im bevölkerungspolitischen Diskurs einmal die demographische 
Bombe genannt wurde, und dem, was die radikale Rechte als bevorstehende ‚Umvolkung‘ ima-
giniert. Die Gewalt einer Grünen Festung Europa gegen diese klimatisch und/oder demographisch 
definierte ‚Überbevölkerung‘ on the move (und before they move) kann daher durch Vorstellungen 
der schieren Übermasse, der Nichtverkraftbarkeit und Nichtvermittelbarkeit legitimiert sein, die 
sich mit rechten Vorstellungen des Rasse- und Identitätsschutzes ebenso verbinden können wie mit 
dem Wunsch, rechter Mobilisierung durch die Opferung der Anderen entgegenzuwirken. Vielleicht 
wird man es politisch korrekter formulieren.

Diese limbische Existenz einer großen Zahl von Menschen außerhalb des Geltungsraumes ‚norma-
ler‘ (Menschen-) Rechte steht im Mittelpunkt einiger der großen Werke kritischer Gesellschafts-
theorie des 20. und beginnenden 21. Jahrhunderts, etwa wenn Hannah Arendt mit Blick auf die 
Zwischenkriegszeit von der Verweigerung des Menschseins oder Zygmunt Bauman mit Blick auf 
die neoliberale Globalisierung von der Produktion der ‚Überflüssigen‘ sprechen, denen dann kein 
anderer Ort mehr verbleibt als der Limbus. Während Arendt die rechtliche und politische Fiktion 
der Nichtexistenz dieser gerade dadurch in ihrer Existenz bedrohten Menschen als eines der Ele-
mente totaler Herrschaft begriff (mit gravierenden Folgerungen für mögliche künftige Verläufe!),4 
ging Bauman den Prozessen nach, wie mit ihnen nach genau den Logiken verfahren wird, die der 
Lagerung und Entsorgung von Müll entsprechen.5 Auch jüngere Theoretiker_innen wie Vassilis 
Tsianos und Dimitris Papadoupoulos beschreiben Dehumanisierung, ja selbst Vertierung, als eines 
der wesentlichen Kennzeichen des Lebens und der Selbstbehauptung im Limbus.6 Nicht zuletzt 
entspricht dies der vielfach formulierten Parole von Migrant_innen – We are Human! – I am not 
Animal! – und spiegelt sich in der Namensgebung des Solidaritätsnetzwerks Kein Mensch ist 
illegal! 

Die Existenz im Limbus ist jedoch weder passiv noch isoliert, sondern in hohem Maße aktiv und 
vernetzt, allerdings unter den oben umrissenen Bedingungen und immer in Reaktion auf sie. Sicht-
bare Zeichen hiervon sind etwa die Transformation improvisierter Flüchtlingscamps zu informellen 
Städten mit einem zuweilen hoch komplexen sozialen Gefüge und eigenen ökonomischen wie kul-
turellen Mustern, oder auch Akte der politischen Selbstermächtigung informeller Migrant_innen. 
Migration stellt insofern auch einen Produktionsprozess von Techniken, Ökonomien und Wissens-

3 Smith, Stephen: Nach Europa! Das junge Afrika auf dem Weg zten Kontinent, Berlin 2018.
4  Hannah Arendt hat sich vor dem Hintergrund ihrer eigenen Erfahrung wiederholt mit dieser Thematik beschäftigt, 

vgl. etwa dies.: Elemente und Ursprünge totaler Herrschaft. Antisemitismus, Imperialismus, Totalitarismus, 12. 
Aufl., München 2008, S. 560ff, 614ff. 

5  Vgl. Bauman, Zygmunt: Verworfenes Leben. Die Ausgegrenzten der Moderne, Hamburg 2005. 
6  Vgl. Papadoupoulos, Dimitris / Tsianos, Vassilis: Die Autonomie der Migration. Die Tiere der undokumentierten 

Mobilität, URL: http://translate.eipcp.net/strands/02/papadopoulostsianos-strands01ene1da.html?
lid=papadopoulostsianos-strands01de [16.11.2019].



ressourcen des Lebens und Überlebens in genau den Kontexten dar, die sich infolge des Klimawan-
dels absehbar ausweiten werden. Der französische Anthropologe und Migrationsforscher Michel 
Agier verwendet in diesem Kontext den Begriff eines „banalen“ im Sinne von rauen „Kosmopolitis-
mus“7 und interpretiert diesen als eine weit fortgeschrittene Form der Globalisierung, einer Globali-
sierung der Außenseiter_innen und Ausgeschlossenen allerdings. Es greift daher zu kurz und weist 
in eine falsche Richtung, über die Menschen im Limbus in Kategorien der Objekthaftigkeit zu spre-
chen, etwa indem man sie zu abzuwehrenden Massen oder zu kanalisierenden Strömen abstrahiert, 
sie zu passiven Opfern übermächtiger (Natur-)kräfte erklärt oder auf Gegenstände humanitärer Hilfe
reduziert. Realistisch wäre hingegen zu begreifen, dass ‚sie‘ und ‚wir‘ einerseits in einem Verhältnis
radikaler und existenzieller Ungleichheit zueinander stehen, sich jedoch längst autonome Lebens-
welten herausgebildet haben, die ‚uns‘ nur bedingt überhaupt sichtbar, zugänglich und verständlich 
sind. Diese von Tsianos, Papadpupoulos und anderen Theoretiker_innen beschriebene Autonomie 
der Migration entzieht sich der migrationspolitischen Steuerung – sie ist das, was trotzdem 
stattfindet, und ist die Summe der Techniken, Taktiken und Solidaritäten, mit denen es geschieht. 
Sie ist, wenn man so will, die positive Dimension des Limbus.

Die vielleicht zentrale politische Forderung, die ‚uns‘ aus dem Limbus entgegengebracht wird, ist 
die Forderung nach Menschsein: I am human – I am not Animal! So selbstverständlich es ‚uns‘ 
erscheint, nicht entmenschlicht zu existieren, sowenig gilt dies im Limbus. Dies bedeutet aber, dass 
zwei Dinge die notwendige Voraussetzung für die Herausbildung eines zivilgesellschaftlichen und 
solidarischen Handlungsfeldes in Bezug auf die Klimamigration sind: erstens die  Erkenntnis des 
verwehrten Menschseins (auch in Europa und in seiner Grenze), zweitens das unhintergehbare Be-
wusstsein, dass es auch und gerade in einer künftigen Epoche fortgeschrittener Klimaerwärmung 
um das Menschsein aller geht. Insofern ist die Forderung der Exilierten nach ihrem eigenen 
Menschsein präzise und exzeptionell. Es ist vielleicht die wichtigste politische Forderung dieses 
Jahrhunderts.

Es geht nicht um das eigene Überleben

Eine der zentralen politischen Kategorien der Klimabewegung ist das Überleben oder, negativ for-
muliert, die Einschätzung, am Anfang eines Massensterbens zu stehen: Einer Ausrottung, gegen die 
es zu rebellieren gelte. Die als bevorstehend begriffene Vernichtung umfasst das Verschwinden von 
Tier- und Pflanzenarten ebenso wie von Ökosystemen und Orten (Inseln, Küstengebiete, Küsten-
städte) und in besonders pessimistischer Sicht auch die Menschheit oder die Biosphäre überhaupt.

Ein etabliertes Muster, über Migration zu sprechen, besagt, dass ‚wir nicht allen helfen‘ könnten 
(also wem?, wem nicht?, nach welchen Kriterien?, durch wessen Entscheidung?, mit welcher Kon-
sequenz?), das sich ‚2015 nicht wiederholen dürfe‘ (warum eigentlich nicht?) und ähnliches mehr. 
Im Subtext konstruieren solche Statements einen Rest: eine letztlich überflüssige und überschüssige
Bevölkerung on the move oder before they move. Wir können den Limbus als eine Konkretion die-
ser Bildung eines Restes begreifen. Es geht also, davon abgegrenzt, um das ‚unser‘ eigenes 
Überleben. Aber genau hierum geht es nicht, denn dises ist, so meine These, nicht zur Disposition 
gestellt: ‚Wir‘ als Angehörige der ehemaligen Kolonialmächte können davon ausgehen, dass ‚unser‘
Leben bei einer katastrophischen Zuspitzung der Klimaerwärmung nicht zur Disposition gestellt 
wird. ‚Sie‘, die Menschen in limbo, können dies nicht.

7  Vgl. Agier, Borderlands, S. 6ff.



Die kanadische Aktivistin Naomi Klein sagte hierzu 2011 in einem Vortrag: 

„Eine Kultur, die so wenig Wert auf das Leben Nichtweißer legt, die zulässt, dass Menschen 
im Meer verschwinden oder sich in Auffanglagern verbrennen, wird auch bereit sein, die 
Länder, in denen Nichtweiße leben, unter den Wellen verschwinden oder in der Hitze ver-
dorren zu lassen. Sobald dies geschieht, wird man zu Theorien menschlicher Hierarchien – 
laut denen wir uns zuerst um uns selbst kümmern müssen und Migranten es darauf anlegen, 
unsere ‚Lebensweise‘ zu zerstören – greifen, um derart monströse Entscheidungen zu recht-
fertigen. Und wir treffen sie bereits, wenn auch nur implizit.“8

Klein sagte dies weniger mit Blick auf den massenhaften Tod von Migrant_innen im Mittelmeer 
und in der Sahara, auch wenn ihre Aussage vor diesem Hintergrund umso klarer hervortritt. Was sie 
vor einem knappen Jahrzehnt im Blick hatte, war die sogenannte ‚australische Lösung‘, also die 
damals von der australischen Regierung eingeführte (und später als politisches Projekt gescheiterte) 
Deportation der auf See aufgegriffenen Menschen auf entlegene Inselstaaten, die ironischerweise 
selbst auf mittlere Sicht in ihrer Existenz bedroht sind. Inzwischen ist die Entwicklung weitergegan-
gen. In seiner Rolle als österreichischer Kanzler und Koalitionspartner der FPÖ brachte der konser-
vative Politiker Sebastian Kurz die Internierung auf Inseln als eine mögliche Lösung der europäi-
schen Flüchtlingsproblematik ins Spiel. Aktuell sind die vor dem Genozid in Myanmar nach Bang-
ladesch geflüchteten Rohingya mit Planungen zur Umsiedlung auf die unbewohnte und regelmäßig 
von Überschwemmungen betroffene Insel Bhasan Char konfrontiert. Was sich in solchen Politiken 
zeigt, ist die von Bauman beschriebene Logik des Deponierens und Entsorgens. 

Der Schriftsteller Carl Amery veröffentlichte 1998 ein Essay mit dem düsteren Titel Hitler als Vor-
läufer. Auschwitz – der Beginn des 21. Jahrhunderts? Sein Buch kreist um ein ideologisches 
Muster, das er im Zentrum der Massenvernichtung des historischen Nationalsozialismus zu er-
kennen glaubte und das sich aus den folgenden Komponenten zusammensetze:

„1. das Bekenntnis zur Geschichte als Naturgeschichte,
2. die Feststellung, das es nicht für alle reiche, und
3. die Übernahme der Verantwortung dafür, wer wie an den knapper werdenden Ressourcen 
des Planeten und damit an der Zukunft der Menschheit beteiligt werden kann und soll.“9

Für Amery geht es dabei um die Frage, ob und wenn ja, unter welchen Bedingungen diese „Formel“
gesellschaftlich wirksam werden kann. Seiner Meinung nach stellte sich diese Frage unter den 
Bedingungen der auf intensivem Ressourcenverbrauch basierenden und sozialstaatlich abgefederten
Ökonomie der westlichen Staaten in den Jahrzehnten nach dem Zweiten Weltkrieg zunächst nicht 
mehr, doch war sie – und dies befürchtete er – damit nicht notwendigerweise aus der Welt. Auch ist,
so Amery, nicht damit zu rechnen, dass die „Formel“ in der Sprache und Verkleidung des histori-
schen Faschismus wirksam würde. Vielmehr bedürfte es eines veränderten Kontextes, den Amery 
am Ende des 20. Jahrhunderts zwar nicht als gegeben ansah, jedoch am Horizont des 21. Jahrhun-
dert für denkbar hielt: 

„Erste Bedingung […] ist eine entsprechende Krisensituation, die sowohl materielle Not wie
das Erlebnis der existenziellen Orientierungslosigkeit umfaßt. 
Diese Krisenerfahrung muß die Erkenntnis aufdrängen, daß es nicht (und wahrscheinlich nie
mehr) für alle reicht.

8  In: Klein, Naomi: Warum nur ein Green New Deal unseren Planeten retten kann, Hamburg 2019, S. 185.
9  Amery, Carl: Hitler als Vorläufer. Auschwitz – der Beginn des 21. Jahrhunderts?, München 1998, S. 171.



Möglichkeiten, der Krise durch ein tiefgreifendes, aber humanistisches Programm beizu-
kommen, werden grundsätzlich als unrealistisch verworfen.
Die überlegene Gruppe oder Formation, welche sich zur Bewahrung der zivilisatorischen 
Errungenschaften berufen fühlt, sieht sich deshalb zur Selektion gezwungen; diese muß logi-
scherweise die Unantastbarkeit der Menschenwürde aufheben.“10

Amery vermutete, dass die „Formel“ am ehesten im Kontext einer die Biosphäre betreffenden Krise
wirksam werden könne, die mit einer Limitierung von Ressourcen einhergehe. Vor zwei Jahrzehn-
ten formuliert, klingt dies überraschend geläufig und aktuell. Ein katastrophischer Verlauf des Kli-
mawandels wäre eine Situation „sowohl [der] materielle[n] Not“ wie auch des „Erlebnis[ses] der 
existenziellen Orientierungslosigkeit“, zumal dann, wenn die erforderlichen Veränderungen der 
Wirtschafts-, Konsum- und Lebensformen als Verlust, Verbot oder Diskreditierung des eigenen Sta-
tus, der eigenen Identität und der eigenen Privilegien erlebt, vermittelt und abgewehrt werden. Teils 
begegnen uns die von Amery umrissenen Muster wie selbstverständlich innerhalb des Mainstreams 
(dass es nicht für alle reiche; dass eine tiefgreifende, aber humanistisches Programm unrealistisch 
sei), teils in der Programmatik der Neuen und „Alternativen“ Rechten (dass der Klimawandel kein 
Resultat der Human-, sondern der Naturgeschichte sei; dass es um die Bewahrung und Suprematie 
einer überlegenen weißen/europäischen/christlichen Kultur ginge und ‚Gutmenschentum‘ in den 
Untergang führe), teils in den angstverstärkenden Debatten über Kontroll- und Identitätsverlust. Es 
ist keineswegs unsagbar und es ist nicht allein hate speach der extremen Rechten, dass es nicht um 
das Überleben aller, sondern lediglich der Eigenen gehe. Inhumane Zuspitzungen wie beispiels-
weise die kategorische Ablehnung eines Vorschlags des grünen Politikers Robert Harbeck zur Auf-
nahme wenigstens der am stärksten gefährdeten unbegleiteten Minderjährigen aus den griechischen 
Lagern zu Weihnachten 2019 erscheinen vor diesem Hintergrund letztlich wie Einübungen einer in 
ihrer vollen Dimension erst noch bevorstehenden (oder als bevorstehend antizipierten) Inhumanität. 
Konservative Ideologen_innen meinen dies, wenn sie seit Jahrzehnten von den ‚Stürmen des 21. 
Jahrhunderts‘, von ‚Ernstfällen‘ oder sogar ‚Bürgerkriegen‘ raunen, für die es zu rüsten gelte. 

Eine subtilere Formulierung erfährt dieses Muster in der Deutung der Klimakatastrophe als Apoka-
lypse. Mit seiner ebenso gewalttätigen wie wirkungsmächtigen Bildsprache stellt dieser antike Text 
– die Offenbarung des Johannes als letztes, das Weltende und den Einzug der Gerechten in das 
Neue Jerusalem beschreibende Buch der Bibel – eine Vorlage zahlreicher moderner Erzählungen 
von Endzeit und Weltende dar, deren Spektrum von Science fiction über den atomaren Overkill bis 
hin zum Heavy Metal reicht. Entstanden und verständlich als Antwort auf die Verfolgung der frühen
christlichen Gemeinden, ist die Apokalypse aber zugleich die Erzählung einer Auswahl: Ein kleiner 
Teil der Menschheit findet aufgrund seiner Glaubenstreue unmittelbar Aufnahme in das Neue Jeru-
salem, dessen Größe – es handelt sich um eine Stadt in Form eines schwebenden Würfels – bereits 
feststeht und dessen Aufnahmekapazität daher limitiert ist, während die übrigen in einer Abfolge 
von Katastrophen und Gewaltakten einer Prüfung ausgesetzt sind, die im Grunde genommen nicht 
zu bestehen ist, und ihre Nachfahren schließlich einem finalen Gericht unterworfen werden, das 
wiederum eine Auswahl trifft. Diese in der europäischen Kultur tief eingeschriebene Narration auf 
den Klimawandel zu beziehen, bedeutet daher nicht allein eine religiöse Aufladung des Geschehens,
sondern referiert auf ein Konzept der großen Auswahl und der großen Vernichtung als Voraus-
setzung für den Eingang in eine nur wenigen zugängliche Welt nach dem Ende der Welt.

10  Ebd., S. 163.



Es wird also darum gehen müssen, dass genau die apokalyptische Auswahl nicht stattfindet, oder 
säkular formuliert: dass unter Verweis auf das eigene Überleben (oder den eigenen ‚Way of Life‘) 
keine Entscheidung darüber getroffen wird, dass die einen überleben sollen und die anderen nicht. 
Es geht darum, keinen Rest von Menschen zu definieren, der von den überlebensnotwendigen Res-
sourcen und Räumen ausgeschlossen wird. Und dies bedeutet, dass solche Optionen nicht einmal 
debattiert werden dürfen, weil sie keine Optionen sind, sondern Massenvernichtung. 

Nicht Gleichheit, sondern Ungleichheit definiert das Feld politischen Handelns

Ein äthiopischer Aktivist, der im Jungle von Calais – einem Symbolort prekärer migrantischer 
Existenz in Europa – lebt und dort politisch tätig ist, benutzte in einem Gespräch die Metapher von 
der fair gehandelten Schokolade, die den Unterschied zwischen der/m Eigentümer_in der Kakao-
bohne und dem/r Eigentümer_in der Schokolade eben nicht aufhebe. Diese fundamentale Ungleich-
heit besteht auch zwischen den Menschen im Klimastreik oder in Rebellion gegen die Ausrottung 
einerseits und denen on the move und in limbo andereseits. Sie durchzieht zivilgesellschaftliche und
aktivistische Kontexte und limitiert sie stillschweigend. 

Politisches Agieren ist daher immer in diese Ungleichheit eingebettet und damit rassistisch vor-
strukturiert: Es geht, wie gesagt, nicht um unser Überleben, weil das Überleben Anderer zur Dispo-
sition steht, und dies zu ändern, liegt faktisch nicht in ‚unserer‘ Entscheidungsmacht als solidarische
Aktivist_innen, engagierte Forscher_innen und/oder kritische Intellektuelle. Auch wird sich das 
Überleben im Limbus weniger an der geleisteten humanitären Hilfe oder symbolischen Anteil-
nahme bemessen, sondern an der Autonomie der Migration selbst, nicht zuletzt weil in ihrem Zen-
trum das physische Weiterkommen, die praktische Grenzüberschreitung, das Leben in katastrophi-
schen Kontexten steht. 

An diesem Punkt aber können Kritik, Protest, Selbstermächtigung und praktische Solidarität an-
setzen, denn erst die Ungleichheit konstituiert das gesellschaftliche und politische Spannungsfeld, 
das eine Verbindung der migrations- und klimabezogenen Bewegungen aus den oben dargelegten 
Gründen exzeptionell werden lässt.

(Januar 2020)

Copyright 2020 by Thomas Müller, Aachen.


